
Finanzamt Düsseldorf-Mitte 
Veranlagungsbezirk 013 
Steuernummer 133/5910/1950 
(B1tte bei Rückfragen angeben} 

Finanzamt, Postfach 101024, 40001 Düsseldorf 

Dr. Ganteführer, Marquardt & 
Partner 
Poststr. 1 - 3 
40213 Düsseldorf 

als Empfangsbevollmächtigter für 

VDU St1ftung -Bildung für Kinder in .Not 
Grafenberger Allee 87, 40237 Düsseldorf 

40227 Düsseldorf 
Kruppstr. 110 

20.08.2020 

Telefon 0211/7798-515910 
Telefax 0800 10092675133 

Bescheid 

für 2018 über 

K ö r p e r s c h a f t s t e u e r 

und Sol1dar1tätszuschlag 

E ngeganQ 

2 5. Aug.· 2020 

e n 

Dt Ganteführer, Marquardt & Partner

Der Bescheid ist nach§ 172 Abs. ·, Satz i Nr. 2 AD geändert. 
Er ist nach § 165 Abs. 1 Satz 2 AD tellwe1se vorläufig. 

Festsetzung 

Körper- Z1nsen zur Sol 1da-
schaft- Körperschaft- r1täts- Insgesamt 
steuer steuer zuschlag 

€ € € 

festgesetzt werden 0,00 11, 00 0,00 11 ,00 

Abrechnung tn € 
nach dem Stand vom 13.08.20 
abzurechnen sind 0,00 11,00 0,00 11,00 
bereits erstattet 598,00 0,00 32,85 630,85 
demnach zu wenig gezahlt 598,00 11, 00 32,85 641,85 

Bitte zahlen Sie 
spätestens bis zum 24.09.20 598,00 11,00 32.�5 641,85 .. 

Aufgrund des erteilten Mandats werden die mit * gekennzeichneten Beträge· zum Fälligkeitstag vom 
Konto mit der IBAN DE38 XXXX XXXX XXXX XXOO 30 bei Commerzbank, CC SP {BIC, COBADEFFXXX) durch 
Lastschrift e1ngezogen. (Gläub1ger-ID DE14NRW00000098851 / Mandatsreferenznummer NW468171289385) 

Die Hinweise tm Zusammenhang mit der Steuerbefre1ung ergeben s1ch aus der Anlage zum Bescheid. 

�steuerUngsgrundlagen 

Berechnung des zu versteuernden Einkommens 

steuerlicher Jahres□berschuss/-fehlbetrag 

Einkommen / zu versteuerndes Einkommen . .

Konto der Finanzkasse: 

Weitere Informationen auf der letzten Sette oder 1m 
Internet unter www.f1nanzverwaltung.nrw.de 
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Kreditinstitut: 
BBk Düsseldorf 
IBAN DE25 3000 0000 0030 0015 05 BIC MARKDEf.1300 

0 



Steuernu1TYT1er. 133/5910/ 1950 

Berechnung der Körperschaftsteuer 

Körperschaftsteuer bei zu versteuerndem Einkommen von. 

Tarifbelastung/ festgesetzte Körperschaftsteuer 

Berecnnung des Solidaritätszuschlags 

Bemessungsgrundlage für die Berechnung des Solidaritätszuschlags 
festzusetzender Solidaritätszuschlag (5,50 ¼) . . . . . . .  . 

Berechnung der Zinsen 

festgesetzte Körperschaftsteuer . . . . . . . . . . . 
Vorher festgesetzte Körperschaftsteuer . . . . . . .  ' . .
jewe11s vermindert um anzurechnende Steuerabzugsbeträge und 
Körperschaftsteuer 

Unterschiedsbetrag zu Ihren Ungunsten . . 

1 

Zu verzinsen 
550,00 € vom 01.04.20 bis 24.08.20 

4 vol·le Monate zu O,!;i.v.H. 2,0 v.H.) 

Festzusetzende Zinsen 

Erläuterungen 
'Hierdurch erledigt sich Ihr Einspruch/Antrag vom 05.06.2020. 
Dieser Bescheid .ändert den Bescheid vom 05.05.2020. 

Seite 

0 

2 -

0 

0 

0 

0,00 

€ 

0,00 
-598,00

598,00 

11,00 

11 ,00 

Die Festsetzung von Zinsen ist gemäß§ 165 Abs. 1 Satz 2 Nummer 3 AO in Verbindung m1t § 239 Abs. 
1 Satz 1 AO vorläufig hinsichtlich der Verfassungsmäßigkeit der 'Höhe des Zinssatzes von 0,5 
Prozent pro Monat {§ 238 Absatz 1 Satz 1 AO). 

Sollte aufgrund einer diesbezüglichen Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts diese 
r Zinsfests'etzung aufzuheben oder zu ändern sein, wird d1e Aufhebung oder Anderung von Amts wegen 

vorgenommen; ein Einspruch ist daher insoweit nicht erforderl Ich. Abhängig von der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts könnte unter Umständen auch e1ne Aufhebung oder Änderung zu Ihren 
Ungunsten erfolgen. Im Übrigen gelten die vorgenannten Ausführungen zur vorläufigen 
Steuerfestsetzung entsprechend. 

D1e Festsetzung des Solidaritätszuschlages ist gemäß§ 165 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AO hins1chtlich der 
Verfassungsmäßigkeit des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 vorläufig. 
D1e Vorläufigke1tserk1ärung erfasst sowohl die Frage, ob die angeführten gesetzl1chen Vorschriften 
mit höherrangigem Recht vereinbar sind, als auch den Fall, dass das Bundesverfassungsgericht oder 
der Bundesfinanzhof die streitige verfassungsrechtliche Frage durch verfassungskonforme Auslegung 
der angeführten gesetzlichen Vorschriften entscheidet (BFH-Urteil vom 30. September 2010 - III R 
39/08 BStBl 2011 II S. 11). Die Vorläufigkeitserklärung erfolgt lediglich aus 
verfahrenstechnischen Gründen. Sie ist nicht dahin zu verstehen, dass die Im Vorläufigkeitsvermerk 
angeführten gesetzlichen Vorschriften als verfassungswidrig oder als gegen Unionsrecht verstoßend 
angesehen werden. Soweit die Vorläufigkeitserklärung die Frage der Verfassungsmäßigkeit einer Norm 
betrifft, ist sie außerdem nicht dahingehend zu verstehen, dass die Finanzverwaltung es für 
möglich hält, das Bundesverfassungsgericht oder der Bundesfinanzhof könne die im 
Vorläufigkeitsvermerk angeführte Rechtsnorm gegen ihren Wortlaut auslegen. 
Sollte. aufgrund einer d1esbez0g11chen Entscheidung des Gerichtshofs der Europä1schen Union, des 
Bundesverfassungsgerichts oder des �undesfinanzhofs diese Steuerfestsetzung aufzuheben oder zu 
ändern sein, wird d1e Aufhebung oder Anderung von Amts wegen vorgenommen; ein EINSPRUCH 
ist insoweit NICHT ER FORD ERL ICH. 
Die Zinsen werden gem. § 233 a Abgabenordnung festgesetzt. Der zu. verzinsende Betrag wurde auf den 
nächsten durch so,- € teilbaren Betrag abgerundet (§ 238 Abgabenordnung). 

Datenschutzhinweis: 

Informationen über die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Steuerverwaltung und Ober Ihre 
Rechte nach der Datenschutz-Grundverordnung sowie über Ihre Ansprechpartner in Datenschutzfragen 
entnehmen Sie bitte dem allgemeinen Informationsschreiben der Finanzverwaltung. Dieses 
Informationsschreiben finden Sie unter www.finanzamt.de (unter der Rubrik "Datenschutz") oder 
erhalten Sie bei Ihrem Finanzamt. 
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Bescheid für 2018 über Kör p e r s ch aft s t e·u e r  und Solidaritätszuschlag
vom 20.08.2020

Rechtsbehelfsbelehrung 

-

Die Festsetzung der Körperschaftsteuer und des So11daritätszuschlags kann mit dem Einspruch ange­
fochten werden. 
Die Festsetzung der Zinsen kann m1t dem E1nspruch angefochten werden. 
E1n Einspruch ist jedoch ausgeschlossen, soweit dieser Bescheid einen Verwaltungsakt ändert oder 
ersetzt, gegen den ein zulässiger ·Einspruch oder (nach e1nem zuläss1gen Einspruch) eine zulässige 
Klage, Revision oder Nichtzulassungsbeschwerde anhängig ist. In diesem Fall wird der neue 
Verwaltungsakt Gegenstand· des Rechtsbehelfsverfahrens. Dies gilt auch, soweit sich e1n 
angefochtener Vorausz�hlungsbescheid durch die Jahressteuerfestsetzung erledigt. 
Der Einspruch ist bei dem vorbezeichneten Finanzamt schriftlich einzureichen, diesem elektronisch 
zu übermitteln oder dort zur Niederschrift zu erklären. 
Die Frist für die Einlegung eines Einspruchs beträgt einen Monat. Sie beginnt mit Ablauf des 
Tages, an dem Ihnen dieser Bescheid bekannt gegeben worden ist. Bei Zusendung durch einfachen 
Brief oder Zustellung mittels Einschreiben durch Übergabe gilt die Bekanntgabe mit dem dritten Tag 
nach Aufgabe zur Post als bewirkt, es sei denn, dass der Bescheid zu einem späteren Zeitpunkt 
zugegangen lst. 
Bei Zustellung mlt Zustellungsurkunde oder mittels Einschreiben mit RücKschein oder gegen Em­
pfangsbekenntnis ist Tag der Bekanntgabe der Tag der Zustellung. 
Auch wenn e1n Einspruch eingelegt worden ist, müssen ·die angeforderten Beträge fr1stgemäß gezahlt 
werden, es sei denn, dass die Vollziehung des Bescheides ausgesetzt oder Stundung gewährt worden 
ist. 
Zu Ihrer Information: 
Wenn Sie beabsichtigen, einen Einspruch elektronisch einzulegen, wird empfohlen, den Einspruch 
über 'Mein ELSTER' (www.elster.de) oder jede andere Steuer-Software, die die Möglichkeit des 
elektronischen Einspruchs anbietet, zu übermitteln. 

Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung 
Bitte leisten Sie alle Zahlungen unbar auf das angegebene Konto des Finanzamts. Vergessen Sie 
dabei bitte nicht, als Verwendungszweck die Steuernummer, die Abgabeart und den Zeitraum 
anzugeben, für die/den Sie die Zahlung entrichten. 
Wenn Sie die Steuern nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages zahlen, 1st für jeden angefangenen 
Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 ¼ des auf volle 50 € abgerundeten rückständigen 
Steuerbetrags zu entrichten. 
Bel Überweisung oder Einzahlung auf ein Konto des Finanzamts gilt die Zahlung an dem Tag als 
wirksam geleistet, an dem der Betrag dem Finanzamt gutgeschrieben wird. 

weitere Informationen 

Öffnungszeiten: 

Allgemeine Besuchszeiten 
Mo. - Fr. 8:30 - 12:00 Uhr 
Di. 13:30 - 15:00 Uhr 

Nahverkehrsanbindung: 
Linien 706 und 705 
s�Bahn: s 1, s 6 und s 68 

Servlce-/Informat1onsste1le 
Mo., Mi.-Fr. 7:00 - 12:00 Uhr 
Di. 7:00 - 16:00 Uhr 

Haltestelle Kruppstraße 
Haltestelle Volksgarten 

Das Finanzamt Düsseldorf-Mitte liegt innerhalb der von der Stadt Düsseldorf zum 01.02.2009 
eingerichteten Umweltzone. 
D1e Anfahrt mit einem PKW 1st nur mH _einer entsprechenden Umweltplakette möglich. 
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Finan�arnt Düsseldorf-Mitte 
Steuernummer 133/5910/1950 

YOU St1ftung -Bildung für Kinder 1n Not 

Grafenberger Allee 87 
40237 Düsseldorf 

40227 Düsseldorf 

Anlage 1 zum Bescheid 
für 2018 über 

K ö r p e r s c h a f t s t e u e r 

-

20.08.2020 

· Umfang der Steuerbegünstigung
Die Körperschaft ist te1lwe1se nach§ 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG von der Körperschaftsteuer befreit.

Hinweise zur Steuerbegünstigung
Die Körperschaft fördert Im Sinne der§§ 51 ff. AO ausschließlich und unmittelbar
mildtät1ge und folgende gemeinnützige zwecke:
- Förderung der Erziehung(§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AO)
- Förderung der Jugendhilfe(§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 AO)

Hinweise zur Ausstellung von Zuwendungsbestätigungen 
D1e Körperschaft ist berechtigt, für Spenden, die ihr zur Verwendung für diese zwecke zugewendet 
werden, Zuwendungsbestät1gungen nac� amtlich vorgeschriebenem Vordruck (§ 50 Abs. 1 EStDV) auszu­
stellen. Die amtlichen Muster für die Ausstellung steuerlicher Zuwendungsbestätigungen stehen im 
Internet unter https://www.formulare-bfinv.de als ausfüllbare Formulare zur Verfügung. 
Zuwendungsbestätigungen für Spenden und ggf. Mitgliedsbeiträge dürfen nur ausgestellt werden, 
wenn das Datum dieses Freistellungsbescheids nicht länger -als fünf Jahre zurückliegt. Die Frist 
ist taggenau zu berechnen(§ 63 Abs. 5 AO). 

Haftung bei unrichtigen Zuwendungsbestätigungen und fehlverwendeten Zuwendungen 
Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig e1ne unrichtige zuwendungsbestätigung ausstellt oder veran­
lasst, dass Zuwendungen nicht zu den in der zuwendungsbestät1gung angegebenen steuerbegünstigten 
Zwecken verwendet werden, haftet für die entgangene Steuer. Dabei wird d1e entgangene Einkommen­
steuer oder Körperschaftsteuer m1t 30 %. d1e entgangene Gewerbesteuer pauschal mit 15% der Zuwen­
dung angesetzt (§ 10b Abs. 4 EStG, § 9 Abs. 3 KStG, § 9 Nr. 5 GewStG). 

Hinweise zum Kapttalertragsteuerabzug 
Bei Kapitalerträgen, die bis zum 31.12.2021 zufließen. reicht für die Abstandnahme vom K�pital­
ertragsteuerabzug nach§ 44a Abs. 4 und 7 Satz 1 Nr. 1 sowie Abs. 4b Satz 1 Nr. 3 und Abs. 10· 
Satz 1 Nr. 3 EStG die Vorlage dieser Anlage oder die Überlassung einer amtlich beglaubigten Kopie 
dieser Anlage aus. Das Gleiche g1lt bis zum o. a. Zeitpunkt für die Erstattung von Kapitalertrag­
steuer nach§ 44b Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 EStG durch das depotführende. Kredit- oder Finanzdienstlei­
stungslnstitut. 
Die Vorlage dieser Anlage zum Bescheid ist unzulässig, wenn die Erträge in einem wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb anfallen, für den die Befreiung von der Körperschaftsteuer ausgeschlossen ist. 

Anmerkungen 
Bitte beachten Sie, dass die Inanspruchnahme der Steuerbefreiungen auch in Zukunft von der tat­
sächlichen Geschäftsführung abhängt, die der Nachprüfung durch das Finanzamt - ggf. im Rahmen ei­
ner Außenprüfung - unterl.iegt. Die tatsächliche Geschäftsführung muss auf die ausschließliche 
und unm1ttelbare Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke gerichtet se1n und d1e Bestimmungen der
Satzung beachten. 
Dies muss auch künft1g durch ordnungsmäßige Aufzeichnungen (Aufstellung der Einnahmen und Ausgab­
en, Tätigkeitsbericht, Vermögensübersicht mit Nachweisen über Bildung und Entwicklung der Rück­
lagen) nachgewiesen werden(§ 63 AO). 
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